7. JUNI 1969 - Gesetz zur Bestimmung der Zeitspanne, in der keine Hausdurch​suchungen, Haussuchungen oder Freiheitsentziehungen vorgenommen werden dürfen
Konsolidierung
Im Belgischen Staatsblatt vom 29. Juli 2009 ist die deutsche Übersetzung dieses Gesetzes als inoffizielle Koordinierung veröffentlicht worden, und zwar unter Berücksichtigung der Abänderungen durch:
- das Gesetz vom 5. August 1992 über das Polizeiamt (Belgisches Staatsblatt vom 15. Februar 1996),

- das Gesetz vom 24. November 1997 zur Bekämpfung der Gewalt in Paargemeinschaften.
Die vorliegende Konsolidierung enthält darüber hinaus die Abänderungen, die nach dem 24. November 1997 vorgenommen worden sind durch:
- das Gesetz vom 27. April 2016 über zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (Belgisches Staatsblatt vom 13. September 2016),
- das Gesetz vom 31. Oktober 2017 zur Abänderung des Gesetzes vom 20. Juli 1990 über die Untersuchungshaft, des Gesetzes vom 7. Juni 1969 zur Bestimmung der Zeitspanne, in der keine Hausdurchsuchungen, Haussuchungen oder Festnahmen vorgenommen werden dürfen, des Gesetzes vom 5. August 1992 über das Polizeiamt und des Gesetzes vom 19. Dezember 2003 über den Europäischen Haftbefehl (Belgisches Staatsblatt vom 13. November 2020).
Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

Ministerium der Justiz
7. JUNI 1969 - Gesetz zur Bestimmung der Zeitspanne, in der keine [Hausdurch​suchungen, Haussuchungen oder [Freiheitsentziehungen]] vorgenommen werden dürfen
[Überschrift abgeändert durch Art. 2 des G. vom 27. April 2016 (B.S. vom 9. Mai 2016) und Art. 2 des G. vom 31. Oktober 2017 (B.S. vom 29. November 2017)]


Artikel 1 -  An Orten, die der Öffent​lich​kei​t nicht zugäng​lich sind, dürfen vor fünf Uhr morgens und nach neun Uhr abends keinerlei Hausdurch​suchungen oder Haussuchungen vorgenommen werden.


Das im ersten Absatz erwähnte Verbot ist nicht anwendbar: 


1. wenn eine besondere Gesetzesbestimmung eine Hausdurch​suchung oder eine Haussuchung während der Nacht zulässt,


2. wenn ein Magistrat oder ein Gerichtspolizeioffizier sich vor Ort begibt, um ein auf frischer Tat entdecktes Verbrechen oder Vergehen festzustellen,


3. [auf Antrag oder nach Zustimmung der Person, die das effektive Nutzungsrecht am Ort hat, oder der Person, die in Artikel 42 Nummer 2 des Strafprozessgesetzbuches erwähnt ist],


4. wenn eine Anforderung von diesem Ort ausgeht,


5. im Brandfall oder bei Überschwemmung,

[6. wenn die Haussuchung oder Hausdurchsuchung sich auf eine Straftat bezieht, die erwähnt ist:


- in Buch II Titel Iter des Strafgesetzbuches oder


- in Buch II Titel VI Kapitel I desselben Gesetzbuches, wenn es schwerwiegende Indizien dafür gibt, dass Schusswaffen, Sprengstoffe, nukleare, biologische oder chemische Waffen oder gesundheitsschädliche oder gefährliche Stoffe, die bei Entweichen Menschenleben zu gefährden vermögen, vorgefunden werden können.]
[Art. 1 Abs. 2 Nr. 3 ersetzt durch Art. 6 des G. vom 24. November 1997 (B.S. vom 6. Februar 1998); Abs. 2 Nr. 6 eingefügt durch Art. 3 des G. vom 27. April 2016 (B.S. vom 9. Mai 2016)]


Art. 2 - [An Orten, die der Öffentlichkeit nicht zugänglich sind, dürfen vor fünf Uhr morgens und nach neun Uhr abends [keinerlei Freiheitsentziehungen] infolge eines Vorführungsbefehls, eines Haftbefehls, eines Haftbefehls im Versäumniswege oder eines Befehls zur sofortigen Festnahme im Sinne des Gesetzes vom 20. Juli 1990 über die Untersuchungshaft vorgenommen werden. Das Gleiche gilt [für Freiheitsentziehungen] auf belgischem Staatsgebiet aufgrund des Gesetzes vom 19. Dezember 2003 über den Europäischen Haftbefehl oder aufgrund einer Regel des Völkervertragsrechts oder des Völkergewohnheitsrechts, durch die Belgien gebunden ist.


Das in Absatz 1 erwähnte Verbot ist nicht anwendbar:


1. wenn eine besondere Gesetzesbestimmung [eine solche Freiheitsentziehung] während der Nacht zulässt,


2. wenn ein Magistrat oder ein Gerichtspolizeioffizier sich bei oder nach der Feststellung eines auf frischer Tat entdeckten Verbrechens oder Vergehens vor Ort befindet,


3. auf Antrag oder nach Zustimmung der Person, die das effektive Nutzungsrecht am Ort hat, oder der Person, die in Artikel 42 Nr. 2 des Strafprozessgesetzbuches erwähnt ist,


4. wenn eine Anforderung von diesem Ort ausgeht,


5. wenn [die Freiheitsentziehung] eine Straftat betrifft, die erwähnt ist:


- in Buch II Titel Iter des Strafgesetzbuches oder

- in Buch II Titel VI Kapitel I desselben Gesetzbuches, wenn es schwerwiegende Indizien dafür gibt, dass Schusswaffen, Sprengstoffe, nukleare, biologische oder chemische Waffen oder gesundheitsschädliche oder gefährliche Stoffe, die bei Entweichen Menschenleben zu gefährden vermögen, vorgefunden werden können.]
[Art. 2 ersetzt durch Art. 4 des G. vom 27. April 2016 (B.S. vom 9. Mai 2016); Abs. 1 abgeändert durch Art. 3 des G. vom 31. Oktober 2017 (B.S. vom 29. November 2017); Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 5 einziger Absatz einleitende Bestimmung abgeändert durch Art. 3 des G. vom 31. Oktober 2017 (B.S. vom 29. November 2017)]
[[Art. 3] - Der Antrag oder die Zustimmung im Sinne [der Artikel 1 Absatz 2 Nr. 3 und 2 Absatz 2 Nr. 3] muss schriftlich und vor der Hausdurchsuchung beziehungsweise Haussuchung erfolgen.]

[Früherer Artikel 1bis eingefügt durch Art. 55 des G. vom 5. August 1992 (B.S. vom 22. Dezember 1992) und umnummeriert zu Art. 3 und abgeändert durch Art. 5 des G. vom 27. April 2016 (B.S. vom 9. Mai 2016)]
